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Denationalisierung des Streikrechts – auch für Beamte? –
Tendenzen im europäischen und im internationalen
Recht –
Prof. Dr. Matthias Niedobitek

Neueste Entwicklungen im europäischen und im internationa-
len Recht zeigen, dass der Regelungsprimat des nationalen
Rechts im Bereich des Arbeitskampfrechts zunehmend erodiert.
Dies zeigt sich am Beispiel des Streikrechts. Mit der Veranke-
rung als Unionsgrundrecht sind die Mitgliedstaaten dazu ver-
pflichtet, das – unionsrechtlich mehrfach garantierte – Streik-
recht zu beachten, wenn sie Unionsrecht durchführen. Gleich-
zeitig ist das Streikrecht mit den Grundfreiheiten auszutarieren,
welche nach der Rechtsprechung des EuGH nur in engen Gren-
zen eingeschränkt werden können; hier drohen zudem Konflikte
zwischen dem Unionsrecht und den völkerrechtlichen Garan-
tien des Streikrechts, insbesondere mit der EMRK. Restriktio-
nen völkervertraglicher Art resultieren aus den zahlreichen
Konventionen, die das Streikrecht gewährleisten. Während es
noch weitgehend folgenlos ist, die dem deutschen Recht zuwider
laufenden Interpretationen der internationalen Überwachungs-
gremien zu ignorieren, gilt dies nicht in gleichem Maß für Ur-
teile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte. Die-
ser hat sich von seiner bisherigen Rechtsprechung abgewandt
und sieht in der EMRK ein Streikrecht verankert, welches
grundsätzlich auch Beamte erfasst. Diese Rechsprechung muss
Konsequenzen für das deutsche Beamtenrecht haben, da das
grundsätzliche Streikverbot für Beamte nicht länger haltbar
sein dürfte.

I. Nationaler Regelungsprimat im Bereich
des Streikrechts

Der Streik ist eine der wichtigsten Kollektivmaßnahmen – „das
zentrale Kampfmittel“1 – zur Durchsetzung von Interessen der
Arbeitnehmer gegenüber den Arbeitgebern.2 Ein Streik kann
nach Art und Zielsetzung unterschiedliche Formen annehmen.
Neben der eigentlichen Arbeitsniederlegung – auch in Form
von „Warnstreiks“ – können Maßnahmen wie die gezielte Ver-
langsamung der Arbeitsleistung (go-slow strike) oder „Dienst
nach Vorschrift“ (work-to-rule) unter den Streikbegriff fallen.3

Als „wilder Streik“ wird in Deutschland ein Streik bezeichnet,
der nicht gewerkschaftlich getragen ist.4 Was die Zielsetzung
angeht, kann es um die Verbesserung der Lebens- und Arbeits-
bedingungen der Arbeitnehmer, insbesondere um den Ab-
schluss eines Tarifvertrags, oder um die Durchsetzung von Ge-
werkschaftsinteressen gehen, aber auch um die Verfolgung
anderweitiger politischer Interessen (politischer Streik) oder
um die Bekundung von Solidarität mit einem anderen Streik
(Sympathiestreik).5 Dem Streik steht als Instrument des Ar-
beitskampfes auf Arbeitgeberseite vor allem die Aussperrung
(lock-out) gegenüber.6

Die Regelung der Zulässigkeit, der Durchführung und Beendi-
gung sowie der Folgen von Streiks obliegt, soweit es nicht um ein
Streikrecht der EU-Bediensteten geht,7 in erster Linie dem je-
weiligen nationalen Recht.8 Für die EU-Mitgliedstaaten ver-
deutlicht dies Art. 153 Abs. 5 AEUV, wonach das Streikrecht
nicht zu den Gebieten gehört, auf denen die Union die Tätigkeit
der Mitgliedstaaten in der Sozialpolitik unterstützen kann. Ins-
besondere zählt das Streikrecht nicht zu den Materien, für die die
Union gemäß Art. 153 Abs. 2 lit. b) AEUV Mindestvorschriften

erlassen kann. Hierdurch sollen die im Bereich des Streikrechts
bestehenden nationalen Traditionen geschützt werden.9

Dem nationalen Regelungsprimat entsprechend ist das Streik-
recht in den EU-Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich ausgestal-
tet.10 Auch wenn die Art und Weise der verfassungsrechtlichen
Verankerung zwischen den EU-Mitgliedstaaten stark variiert,
gibt es doch keinen Mitgliedstaat, in dem ein allgemeines
Streikverbot existieren würde.11

Im deutschen Grundgesetz ist das Streikrecht zwar nicht durch
eine ausdrückliche Regelung anerkannt, es wird jedoch implizit
durch Art.9 Abs.3 GG – das Recht, zur Wahrung und Förderung
der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bil-
den – als Bestandteil der Arbeitskampffreiheit garantiert.12 Da-
bei trägt die Vereinigungsfreiheit sowohl den Charakter eines
Freiheitsrechts als auch denjenigen eines sozialen Grundrechts
mit unmittelbarer Drittwirkung.13 Die Verfassungen der deut-
schen Länder sind vielfach nicht so zurückhaltend und gewähr-
leisten bzw. anerkennen das Streikrecht ausdrücklich.14 Im Üb-
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